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Analyse

Die Parteienfinanzierung in Polen – das System und seine Änderungen
Jarosław Zbieranek, Warschau

Zusammenfassung
Das seit dem Jahr 2001 in Polen bestehende System der Parteienfinanzierung aus öffentlichen Mitteln erfüllt 
– wenn auch weit davon entfernt ideal zu sein – die Funktionen, die seine Autoren vorgesehen hatten: Vor 
allem beseitigt es korruptionsfördernde Situationen bei der Suche der Parteien nach Finanzquellen und unter-
bindet die in den 1990er Jahren häufig unklaren Kontakte mit der Geschäftswelt sowie die Organisation von 
Wahlkampagnen mit nicht kontrollierten finanziellen Mitteln. Darüber hinaus ordnete und stabilisierte es die 
politische Bühne Polens. Seit einigen Jahren forciert die größte Fraktion im Sejm, die Bürgerplattform (Plat-
forma Obywatelska – PO), das revolutionäre Projekt einer sofortigen vollständigen Abschaffung der Parteien-
finanzierung aus dem Staatshaushalt. Der Autor stellt das seit dem Jahr 2001 funktionierende System sowie 
die Einstellung der Öffentlichkeit vor und analysiert schließlich die Änderungsvorschläge, die von der PO 
und von anderen Gruppierungen in die parlamentarische Debatte eingebracht wurden, darunter das Projekt 
der Linken, das im April 2009 verabschiedet worden ist. Der Autor spricht sich eindeutig für die Parteienfi-
nanzierung aus öffentlichen Mitteln aus, sieht aber die Notwendigkeit einer Reformierung.

Im Jahr 2001 wurde eine grundlegende Entscheidung 
für das Funktionieren des öffentlichen Lebens in Polen 

getroffen, nämlich die Übertragung der Parteienfinan-
zierung auf den Staatshaushalt. Diese Lösung sollte eine 
Antwort auf den wachsenden Druck sein, der von den 
Kosten der laufenden Parteiaktivitäten und den teuren 
Wahlkampagnen ausging. Gleichzeitig sollte dies die 
pathologischen korruptionsfördernden Verbindungen 
zwischen der Politik und kleinen Interessengruppen kap-
pen. Darüber hinaus sollte es die Wettbewerbschancen 
der neuen Gruppierungen, die kein finanziell-organisa-
torisches Polster aus der Zeit der Volksrepublik hatten, 
denen der postkommunistischen Parteien angleichen.

Als das neue System etabliert wurde, das auf der 
Zuwendung öffentlicher Mittel an die Parteien beruht, 
wurde gleichzeitig konsequent eine deutliche Beschrän-
kung anderer Finanzierungsquellen vorgenommen und 
die Finanzierung durch Rechtspersonen und nicht trans-
parente öffentliche Geldsammlungen verboten. Seitdem 
dürfen die Parteien allein durch Mitgliedsbeiträge, Spen-
den (in eng begrenzter Höhe und nur von physischen 
Personen), Erbschaften, Bankkredite und die genann-
ten öffentlichen Mittel – Haushaltssubventionen und 
Zuwendungen – finanziert werden. Auf öffentliche Gel-
der, d. h. Subventionen für in der Satzung genannte Ziele, 
können nur diejenigen Parteien zählen, die in den Par-
lamentswahlen auf Landesebene mindestens 3 % der 
abgegebenen Stimmen (bei Koalitionen 6 %) erhalten 
haben. Die Höhe der Subventionen hängt vom Ergeb-
nis ab, das die jeweilige Partei in der Parlamentswahl 
erzielte. Errechnet wird es nach einem Algorithmus, der 
im Parteiengesetz (Ustawa o partiach politycznych) auf-

geführt ist. Diese Subventionen werden den Parteien in 
Raten über die gesamte Legislaturperiode gezahlt; die 
Parteien unterhalten zu diesem Zweck ein eigenes Sub-
konto. Darüber hinaus verpflichtet das Parteiengesetz die 
Parteien, 5–15 % der Subventionssumme an den soge-
nannten Expertenfonds zu überweisen, der die Aufgabe 
hat, Expertisen und Bildungsaktivitäten zu finanzieren. 
Außer den Subventionen erhalten die Parteien indivi-
duelle Zuwendungen zur Erstattung der Ausgaben im 
Wahlkampf aus dem Staatshaushalt.

Parteienfinanzierung in der Praxis
Die Parteienfinanzierung hat in der Praxis der Legisla-
turperioden 2001–2005 und 2005–2007 erwiesen, dass 
die Subventionen aus dem Staatshaushalt das Haupt-
einkommen der dazu berechtigten Parteien ausmach-
ten. Die finanziellen Mittel aus den anderen gesetzlich 
zulässigen Quellen – die Mitgliederbeiträge oder Spen-
den von physischen Personen – stellen einen wesent-
lich kleineren Teil des Parteibudgets dar. Ein weiterer, 
deutlich sichtbarer Effekt aus der Einführung des neuen 
Finanzierungssystems war die merkliche Steigerung der 
verfügbaren Mittel im Vergleich zum Finanzierungssys-
tem vor 2001.

Die Frage der Parteienfinanzierung ruft viele Kon-
troversen hervor. Das gegenwärtige System hat Vor- 
und Nachteile. »Die Unterstützung der Parteien aus 
dem Staatshaushalt ordnet und stabilisiert die poli-
tische Bühne Polens. Dieser insgesamt positive Pro-
zess hat allerdings zwei negative Folgen – auf längere 
Sicht führt er zur Erstarrung auf der politischen Bühne 
und er begünstigt die Passivität der Parteien«  (Witold 
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Gadomski: 1 procent na partie. In: Gazeta Wyborcza, 
11.03. 2008). Die große finanzielle Unterstützung, die 
die Parteien jährlich aus dem Staatshaushalt erhalten, 
bewirkte, dass das polnische Parteiensystem stabiler und 
berechenbarer wurde. Andererseits haben neue politische 
Gruppierungen nur sehr geringe Chancen, in den Sejm 
zu gelangen. Bei den Überlegungen zur neuen Situa-
tion in der polnischen Parteienlandschaft lohnt es, sich 
das Modell des »Kartells« von P. Mair und S. Katz zu 
vergegenwärtigen. Demnach werden die Parteien, die 
Zugang zu öffentlichen Mitteln haben, von diesen abhän-
gig, haben kein Interesse, diese Situation zu ändern und 
bilden ein isoliertes »Kartell«. Wichtig ist dabei, dass 
die Parteien außerhalb dieses »Kartells« große Probleme 
haben, gleichberechtigt zu konkurrieren und Zugang zu 
dieser Struktur zu erhalten*. Das betrifft auch die Orga-
nisationen, die aus dem »Kartell« herausgefallen sind. 
Der De facto-Zerfall von Selbstverteidigung (Samoobrona) 
und Liga der Polnischen Familien (Liga Polskich Rodzin 
– LPR) nach dem Einstellen der mehrjährigen Finan-
zierung aus dem Haushalt nach der Wahl im Jahr 2007 
bestätigt diese Theorie.

Des Weiteren muss der graduelle, aber merkliche 
Anstieg der Summen, die der Staat den Parteien über-
weist, betrachtet werden. Im Jahr 2003 erhielten alle sub-
ventionsberechtigten Parteien insgesamt über 36 Mil-
lionen PLN, zwei Jahre später bereits über 59 Millionen 
PLN und im Jahr 2008 eine Summe in Höhe von 107 
Millionen PLN. Ab Januar 2009 wurden die Subventio-
nen aufgrund der Inflation um 6,5 % erhöht. Charakte-
ristisch ist auch das recht große Missverhältnis zwischen 
den Parteien, was die Höhe der Subventionen anbelangt 
(s. Grafik 1 und Tabelle, S. 8). Es ist deutlich größer, als 
die prozentuale Unterstützung in den Wahlen nahelegen 
würde. Diese Tendenzen ergeben sich daraus, dass das 
im Jahr 2001 reformierte System und insbesondere der 
Algorithmus zur Berechnung der Subventionen unter der 
Annahme einer großen Anzahl von subventionsberech-
tigten Parteien entworfen worden ist. Die starke Polari-
sierung der politischen Szene, die die Verringerung der 
Parteien zur Folge hat, die berechtigt sind, finanzielle 
Mittel aus dem Budget zu erhalten, wurde unterdessen 
nicht vorhergesehen.

*	 Peter Mair, Richard S. Katz: Party Organization, Party Democ-
racy and the Emergence of the Cartel Party, in: Peter Mair: Party 
System Change: Approaches and Interpretations, Oxford Uni-
versity Press 1997, S. 94.

Die öffentliche Meinung zur 
Parteienfinanzierung
Wie aus den im April 2008 vom Meinungsforschungs-
institut CBOS (Centrum Badania Opinii Społecznej) 
durchgeführten Befragungen hervorgeht, ist der Mehr-
heit der Polen (66 %) bekannt, dass die Parteien vor 
allem aus dem Staatshaushalt finanziert werden. 11 % 
glauben, dass die Haupteinkommensquelle die Mit-
gliederbeiträge sind, und 9 % nennen reiche Sponso-
ren. Gleichzeitig sind die Polen entschieden gegen die 
Finanzierung der Parteien aus dem Budget (s. Grafik 2, 
S. 9). Lediglich jeder zehnte der Befragten spricht sich 
für diese Lösung aus. Dagegen vertreten 81 % die Mei-
nung, dass die Parteien nicht aus öffentlichen Geldern 
bezahlt werden sollten.

Die Mehrheit der Bevölkerung (59 %) sprach sich 
2008 dafür aus, dass sich die Parteien aus Mitglieder-
beiträgen und Spenden von Einzelpersonen selbst unter-
halten sollten. Als alternative Einkommensquelle nann-
ten die Befragten auch die wirtschaftliche Tätigkeit der 
Parteien (19 %). Nur 6 % meinten, dass die Parteien über 
staatliche Gelder finanziert werden sollten. 

Diese Tendenzen sind in Polen sehr beständig und 
nicht einmal die radikale Änderung des Parteienfinan-
zierungssystems kann sie beeinflussen. Das bestätigte 
der Vergleich der Untersuchungsergebnisse von 1992 
und 2000 (s. Grafik 3, S. 9), also aus der Zeit vor der 
Einführung des Systems der Parteienfinanzierung aus 
öffentlichen Mitteln.

Eine der Ursachen für diese Kontinuität in der öffent-
lichen Meinung scheint die systematische Kritik an der 
Parteienfinanzierung aus der Staatskasse durch den über-
wiegenden Teil der Medien, insbesondere der Boulevard-
presse, zu sein. Auch wenn die Mehrheit dieser Art Publi-
kationen unredlich ist und fast schon karikaturenartig 
das Stereotyp der »Verschwendung« öffentlicher Mittel 
durch Parteiaktivisten vervielfältigt, so können sie doch 
durch die allzu ausgefeilten und kostspieligen Medien-
kampagnen der Parteien provoziert werden.

Änderungsvorschlag der PO …
Die Gruppierung, die sich seit ihrem Entstehen im Jahr 
2001 eindeutig gegen die Parteienfinanzierung aus dem 
Staatshaushalt ausspricht, ist die PO. Die Forderung – 
passend zu ihrem liberalen Staatskonzept – , die staatli-
che Hilfe für die Parteien einzustellen, wurde Standard 
der PO und ihres Vorsitzenden Donald Tusk sowohl in 
der Wahlkampagne zur den Sejm- als auch zu den Prä-
sidentschaftswahlen im Jahr 2005. Im Oktober 2007 
gewann die PO die vorgezogenen Parlamentswahlen 
und wurde größte Fraktion im Sejm. Entsprechend ihrer 
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Ankündigungen brachte sie am 22. Februar 2008 ein 
Gesetzesprojekt in den Sejm ein, das das System der Par-
teienfinanzierung radikal ändern und die staatliche Par-
teienfinanzierung ablösen sollte. Die bisherigen Subven-
tionen und Zuzahlungen sollten durch einen freiwilli-
gen Bürgerbeitrag von »1 %« der Einkommensteuer für 
eine vom Bürger zu bestimmende Partei ersetzt wer-
den, der bei der jährlich fälligen Einkommensteuer abge-
führt werden sollte (analog zu den freiwilligen »1 %« zur 
Unterstützung von Nichtregierungsorganisationen). Bei-
behalten wurden die Möglichkeiten, auf den Parteikon-
ten Spenden, Erbschaften, Verschreibungen und Kredite 
gutzuschreiben. Des Weiteren enthielt der PO-Entwurf 
ein Sanktionspaket für die zu den Wahlen angetretenen 
Wahlkomitees im Falle von fehlenden oder abgelehnten 
Wahlberichten.

Das eingereichte Projekt rief eine erregte öffentli-
che Debatte hervor. Der PO-Vorschlag stieß auf heftige 
Kritik aller Parteien im Sejm, einschließlich des Koali-
tionspartners Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo 
Ludowe – PSL). Auch der Staatspräsident brachte seine 
Missbilligung zum Ausdruck. Sehr skeptisch äußerte 
sich die Fachwelt. Hauptvorwurf war die Realitätsferne 
des neuen Finanzierungssystems. Der Vorschlag der PO 
wurde dahingehend bewertet, dass er das Parteiensystem 
in Polen ins große Unbekannte führen würde. Beson-
ders wurde der »1 %«-Mechanismus kritisiert, da dieser 
Ungleichheit unter den Spendern hervorriefe, indem die 
Wohlhabenderen begünstigt würden. Kritik galt auch 
der fehlenden Geheimhaltung der ganzen Prozedur, da 
die Informationen über die de facto präferierten Parteien 
in den Finanzämtern gesammelt werden würden. Darü-
ber hinaus zahlen nicht alle Polen Einkommensteuer 
(zum Beispiel Landwirte). Außerdem würde die Logik 
des ganzen Unternehmens auch dadurch gestört, dass 
der »1 %«-Mechanismus im Grunde eine in der Prozedur 
zwar anders verlaufende, aber immer noch eine Finan-
zierung der Parteien aus dem Staatshaushalt wäre. Das 
neue Finanzierungskonzept rief zudem Ängste vor kor-
ruptionsfördernden Praktiken hervor, denen das Finan-
zierungssystem aus dem Staatsbudget mit Erfolg entge-
gengetreten ist, worauf u. a. der angesehene Verfassungs-
rechtler Piotr Winczorek verwies: »Die Finanzierung aus 
privaten Quellen bietet die Grundlage für verschiedene 
Bestechungsversuche in der Politik.«

… unter Kritik
Die Einstellung des staatlichen Finanzierungssystems der 
Parteien würde allerdings mit Sicherheit den gesellschaftli-
chen Erwartungen entgegenkommen. Wie Untersuchun-
gen des Meinungsforschungsinstituts CBOS im April 

2008 zeigten (s. Grafik 4, S. 10), betrachteten die Polen 
den PO-Vorschlag jedoch recht skeptisch. Die Mehr-
heit der Befragten (46 %) bewertete den »1 %«-Mecha-
nismus als schlechte Lösung. Für gut hielten ihn 38 %. 
Dabei bedeutete die Unterstützung dieser Prozedur nicht 
gleichzeitig die Absicht, sie auch umzusetzen. Nur 21 % 
gaben an, die Möglichkeit der »1 %«-Abgabe zu nut-
zen, sollte sie denn eingeführt werden. Zwei Drittel der 
Befragten (68 %) würde den Parteien keine Mittel aus 
der Einkommensteuer zuschreiben.

Obwohl also die Polen entschiedene Gegner einer 
Parteienfinanzierung aus dem Staatshaushalt sind (siehe 
Grafik 5, S. 10), fand der »1 %«-Mechanismus keine 
Mehrheit. Nach Meinung der Befragten wären Ände-
rungen zwar notwendig, aber nicht solche, wie die PO 
sie in ihrem Gesetzesentwurf vorschlägt. Diese eindeu-
tig negative Haltung veranlasste die PO-Politiker zu 
weiteren Überlegungen. Im Mai 2008 wurde der Vor-
schlag vorgestellt, parteinah arbeitende wissenschaftli-
che Stiftungen aus dem Staatshaushalt zu finanzieren. 
Die Zuwendungen sollten von einer staatlichen Institu-
tion, zum Beispiel dem Innenministerium, überwiesen 
werden. Als Vorbild diente das deutsche System. Außer-
dem wurden auch Ankündigungen laut, das vorgeschla-
gene »1 %«-Modell zurückzuziehen.

Der Gesetzesentwurf wurde jedoch nicht ergänzt. 
Für den 24. Juli 2008 wurde die erste Lesung der von 
der PO im Februar eingereichten Version im Sejm anbe-
raumt. Aus den Aussagen verschiedener Politiker ging 
hervor, dass das Projekt nicht auf die Unterstützung der 
Abgeordneten anderer Fraktionen stieß, auch nicht der 
PSL, die neben sachlichen Einwänden darauf hinwies, 
dass es nicht im Koalitionsvertrag vereinbart worden sei. 
Zwei Tage vor der Abstimmung nahm der PO-Frakti-
onsvorstand selbst eine Korrektur vor, die den Verzicht 
auf den »1 %«- Mechanismus vorsah. Letztendlich wurde 
ein Entwurf vorgestellt, der die Aufhebung der Subven-
tionen und Zuwendungen beinhaltete und als Haupt-
finanzierungsquelle Spenden von physischen Personen 
beibehielt. Dies war der radikalste Vorschlag, den die 
PO bisher gemacht hatte. Ein Entwurf zur Änderung 
des Parteiengesetzes im Jahr 2004, der die Streichung 
der Subventionen, aber die Beibehaltung der Zuwen-
dungen vorsah, war auf ein ähnlich aufgeregtes Inte-
resse gestoßen. Zweifelsohne erfolgte die Radikalisierung 
der Haltung der PO in Anbetracht der absehbar fehlen-
den Unterstützung für ihren Gesetzesvorschlag und war 
dann nur noch als propagandistische Vorgehensweise zu 
werten, die auf die Wähler ausgerichtet war. Dies wird 
auch dadurch bestätigt, dass der antragstellende Abge-
ordnete, der das Projekt dem Sejm vorgestellt hatte, nun-
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mehr gegen den Fraktionsvorsitzenden der PO, Zbigniew 
Chlebowski, ausgetauscht wurde.

Die Änderung im Vorschlag der PO rief einige Ver-
wirrung unter den Politikern hervor, die die Positionen 
ihrer Fraktionen vorstellen sollten. Wie sich heraus-
stellte, wusste allein der Abgeordnete der Polnischen 
Sozialdemokratie (Socjaldemokracja Polska – SdPL), 
dass der Antragsteller den »1 %«-Mechanismus zurück-
gezogen hatte, und kannte die letztgültige Fassung des 
Projekts, über das debattiert wurde. Allerdings hatte 
dies keinen größeren Einfluss auf die Abstimmung. 
Bereits in der ersten Lesung wurde das PO-Projekt 
abgelehnt.

Änderungsvorschläge von Experten
Die Fachwelt stellte ihre Vorschläge zu notwendigen 
Änderungen im polnischen Parteienfinanzierungssystem 
vor. Insbesondere wurde auf die Notwendigkeit der Par-
teienfinanzierung aus Subventionen und Zuwendungen 
aus dem Staatsbudget verwiesen, allerdings bei gleich-
zeitiger Einführung tiefgreifender Änderungen im Sys-
tem. Die wichtigsten Vorschläge waren:

Änderungen/Reduzierungen der Subventionsquoten •	
für die jeweiligen Parteien. Dafür ist es notwendig, 
den Algorithmus zur Bestimmung der Quote so zu 
verändern, dass die großen Disproportionen zwischen 
den einzelnen Parteien aufgehoben werden.
Änderungen der Ausgabenstruktur der Parteien: •	
a) 	 Ausbau des Expertenfonds: Die Parteien soll-

ten mehr Mittel für wissenschaftlich-analyti-
sche Untersuchungen aufwenden (das Parteien-
gesetz gibt vor, dass 5–15 % der Subventionen in 
den Expertenfonds einfließen sollen; die Mehr-
heit der Parteien sieht dafür 5 % vor, also das 
Minimum);

b) 	 radikale Beschränkung der Ausgaben für Medien-
kampagnen, die aus den Mitteln der Subventio-
nen aus dem Staatsbudget bestritten werden (Ein-
führung restriktiver, niedriger Höchstsummen, 
die die Parteien zu diesem Zweck einsetzen dür-
fen, zum Beispiel 5 % der Subventionshöhe).

Erweiterung der Kontrolle der Staatlichen Wahlkom-•	
mission (Państwowa Komisja Wyborcza – PKW) 
über die Ausgaben der Parteien sowie Verstärkung der 
gesellschaftlichen Kontrolle. Der derzeitige Umfang 
der Transparenz und Kontrolle in dieser Frage reicht 
nicht aus. 

Der Ausweg: ein neues Projekt der Linken
Im Februar 2009 öffnete sich der Vorhang zu einem 
weiteren Akt des Streits um das Modell der Parteien-

finanzierung. Politiker der PO schlugen vor, die Sub-
ventionen und Zuwendungen für die Parteien zwei 
Jahre lang vollständig aufzuheben, was ca. 200 Mil-
lionen PLN an Ersparnissen für die Staatskasse bedeu-
ten würde. »In Zeiten der Krise sollten auch die Par-
teien den Gürtel enger schnallen«, so Zbigniew Chle-
bowski. Dieses PO-Projekt wurde am 10. Februar 2009 
im Sejm eingebracht und stieß auf die Kritik anderer 
Parteien, darunter auch der PSL. Die Kritiker wiesen 
u. a. darauf hin, dass die Parteien Juristen und Exper-
ten beschäftigen und weitere Verpflichtungen haben, 
aus denen sie sich nicht von einem Tag auf den ande-
ren zurückziehen können. 

Eine Stimme der Vernunft sprach aus dem Vor-
schlag der Linken, den sie am 12. Februar 2009 als 
eigenen Gesetzesentwurf in den Sejm einbrachte. Er 
knüpfte stark an die vorher in Expertenkreisen zusam-
mengestellten Vorschläge an und enthielt eine Begren-
zung der Subventionsquoten in den Jahren 2009–2010 
durch Veränderung des Algorithmus ihrer Berechnung, 
was in der Praxis die Reduzierung der Subventionen 
für die großen Parteien bedeuten würde: Die PO würde 
dann 56 % der derzeitigen Mittel erhalten, PiS 59 %, 
die kleineren Parteien, Linke und Demokraten (Par-
teienbündnis Lewica i Demokraci – LiD) 89 % und 
die PSL 93 %. Insgesamt würde das Einsparungen in 
Höhe von 34 Millionen PLN jährlich für den Staats-
haushalt ermöglichen. Die zweite große Änderung wäre 
die Beschränkung der Mittel aus Subventionen für 
Medienkampagnen und Werbezwecke. Subventionen 
dürften demnach nur im Wahlkampf eingesetzt wer-
den, um Unterstützung für die Partei zu erwirken. Dies 
sollte dann »über den Wahlfonds der Partei und nach 
bestimmten Grundsätzen für den Einsatz der Mittel 
aus diesem Fonds« geschehen.

Außerdem sah der Entwurf die Aufstockung des 
Expertenfonds der Parteien vor, in den 10–20 % der 
Subventionen (zurzeit 5–10 %) eingezahlt werden soll-
ten. Das Geld aus diesem Fonds sollte für juristische, 
politische, soziologische und gesellschaftlich-wirt-
schaftliche Expertisen zu Verfügung gestellt werden. 
Diese Änderung hatte zum Ziel, die Qualität der Pro-
jekte und Initiativen der Parteien anzuheben und die 
Entwicklung der sogenannten Think Tanks der Par-
teien zu unterstützen. 

Das Projekt der Linken sollte als rationale Lösung 
und übereinstimmend mit den Forderungen ihrer Par-
teiphilosophie die Grundlage für umfangreiche legisla-
tive Arbeiten sein, an denen Experten und gesellschaft-
liche Organisationen teilnehmen sollten. Schon bald 
zeigte sich, dass es im Gegensatz zum PO-Projekt Chan-
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cen auf eine breitere Unterstützung in politischen Krei-
sen hatte. Von der Idee, die Finanzierung nicht zu been-
den, sondern zu beschränken, zeigte sich u. a. die PSL 
überzeugt, die die Beschränkung der Subventionen für 
die Parteien für 2010 unterstützte. Auch die Haltung 
der Fraktion der PiS gegenüber diesem Entwurf war 
zunächst nicht eindeutig negativ. Die Gespräche zwi-
schen der PO und der PSL brachten keine Ergebnisse; 
die PSL stimmte einer Aufhebung der von der PO ver-
tretenen Parteienfinanzierung nicht zu.

Es wurde klar, dass das PO-Projekt wieder bereits 
in der ersten Lesung abgelehnt werden und das Kon-
kurrenzprojekt der Linken in die nächste Runde der 
parlamentarischen Beratungen gelangen würde – sogar 
ohne die Unterstützung der PO. Unter dem Druck der 
Medien (es erschienen Kommentare, dass das Vorgehen 
der PO nur Show sei und die Partei eigentlich gar keine 
Änderungen bei der Parteienfinanzierung will, weshalb 
sie ein weniger radikales Projekt blockiert, das Chan-
cen hätte, im Sejm verabschiedet zu werden) entschied 
sich die PO, das Projekt der Linken zu unterstützen. 
Den sicheren Imageschaden und die mangelnde Wirk-
samkeit versuchte man damit zu überspielen, dass im 
Sejm die Initiative ergriffen wurde – Ministerpräsident 
Donald Tusk selbst trat auf – und das Tempo der legisla-
tiven Arbeiten enorm erhöht wurde. Noch an dem Tag, 
an dem das Projekt der Linken in der ersten Lesung im 
Sejm (nicht ohne Komplikationen) angenommen wor-
den war, wurde es durch die Kommission unter dem Vor-
sitz des PO-Abgeordneten Zbigniew Chlebowski wäh-
rend einiger Abend- und Nachtstunden behandelt und es 
kam außerdem durch die zweite und die dritte Lesung. 
Keine Zeit blieb für die Einarbeitung der von den Antrag-
stellern vorgesehenen Ausweitung der Expertenanaly-
sen und Konsultationen mit Experten und gesellschaft-
lichen Organisationen. 

Das vom Parlament verabschiedete Gesetz wurde 
dem Senat vorgelegt. Dessen Experten wiesen auf eine 
Reihe technischer und inhaltlicher Fehler und Unzuläng-
lichkeiten hin, von denen nur ein Teil beseitigt wurde. 
Die durch den Senat veranlassten Korrekturen wurden 
auf der Sejmsitzung am 24. April 2009 geprüft und das 
Gesetz wurde verabschiedet. Anschließend wurde es dem 
Staatspräsidenten zur Unterschrift vorgelegt. Dieser aber 
lehnte es aufgrund der vermeintlichen Unvereinbarkeit 
mit der Verfassung ab und leitete es am 18. Mai an das 
Verfassungsgericht weiter. Er äußerte seine Vorbehalte 
bezüglich der Einschränkung der Mittel aus dem Staats-
haushalt während der laufenden Legislaturperiode (hier 
taucht der Vorwurf auf, dass dadurch die Rechtssicher-
heit angetastet würde und gegenwärtig bestehende Inte-

ressen nicht geschützt würden). Er war auch der Ansicht, 
dass der Grundsatz der vacatio legis (d. i. der festgelegte 
Zeitraum zwischen der Verabschiedung eines Geset-
zes und dessen Inkrafttreten) nicht eingehalten wor-
den sei.

Bewertung der Änderungen
Die PO entschied als Regierungspartei, zum Postulat 
zurückzukehren, die Parteienfinanzierung aus den Mit-
teln des Staatshaushalts zu beenden. Im Gegensatz zu 
ihrem Gesetzesentwurf von 2004 schlug die PO die-
ses Mal zunächst vor, als Ersatz ein anderes Finanzie-
rungsmodell einzuführen, und zwar die Abschreibung 
von »1 %« der Steuern. Dieser Vorschlag, der bereits vor-
her aus der öffentlichen Debatte bekannt war, schien 
auch medial attraktiv zu sein, denn er knüpfte an eine 
bereits praktizierte Finanzierungsart für Organisatio-
nen des öffentlichen Interesses (NGOs) an, die in der 
Bevölkerung auf Akzeptanz stößt. Sicherlich hatte dies 
auch eine Annäherung an die PSL sein sollen, die Ände-
rungen in der Parteienfinanzierung eher abgeneigt ist 
(PO-Politiker nannten den »1 %«-Mechanismus einen 
»Kompromiss«). Der Vorschlag wurde aber von Exper-
ten, Politikern und auch von der Bevölkerung skeptisch 
aufgenommen. Das Chaos, das die Arbeiten begleitete, 
war ungünstig für eine gründliche Debatte. Es wurden 
keine Anstalten gemacht, Verbesserungen aufzuneh-
men, wie zum Beispiel die Änderung des »1 %«-Mecha-
nismus in eine Steuerabschreibung in derselben Höhe 
für alle Steuerzahler, was die Verdiener mit hohem Ein-
kommen favorisierten. In der Rolle des Initiators stell-
ten die PO-Politiker eine weitere Idee, die der Grün-
dung von Parteistiftungen, vor. Den Initiativen der PO 
wurde durch eine kompromittierende Abstimmung über 
das in letzter Minute geänderte Projekt (plötzlicher Ver-
zicht auf »1 %«) ein Ende bereitet. Die Rückkehr im Feb-
ruar 2009 zu der Idee, die staatliche Parteienfinanzie-
rung einzustellen – dieses Mal mit der Wirtschaftskrise 
begründet und auf zwei Jahre befristet – zeigt deutlich, 
dass die Lektion aus dem Juli 2008, als der Gesetzes-
entwurf bereits in der ersten Lesung abgelehnt worden 
war, keine größere Wirkung bei den Politikern der PO 
gezeigt hatte. Weiterhin forcierten sie unkritisch ihren 
unrealistischen Vorschlag. 

Die Reforminitiative der PO muss auf zwei Ebenen 
beurteilt werden, auf der praktischen und auf der Ebene 
der Werbewirksamkeit. Auf der praktischen Ebene erlitt 
der Reformvorschlag der PO, der nicht mit einer tie-
fergehenden Analyse seiner Folgen und einer breiteren 
Debatte verbunden war, eine doppelte Niederlage im 
Sejm. Dies ist umso bedauerlicher, als es sich um revolu-
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tionäre Änderungsvorschläge handelte. Es ist sehr wahr-
scheinlich, dass ohne das von der Linken eingereichte 
Projekt das System der Parteienfinanzierung noch sehr 
lange unverändert bestehen geblieben wäre. Die letzt-
lich einsetzende Unterstützung dieses Projekts und das 
Engagement in der parlamentarischen Arbeit seitens der 
PO endeten in der chaotischen Behandlung des Ent-
wurfs in nur einer einzigen Nacht, was zur Folge hatte, 
dass fachliche Mängel (wichtige Postulate wie Änderun-
gen zugunsten einer größeren Transparenz und Finanz-
kontrolle der Parteien wurden nicht eingearbeitet) und 
technische Fehler nicht behoben wurden. Gegenwärtig 
wird das Gesetz vom Verfassungsgericht beurteilt und 
ist noch nicht in Kraft.

Auf der Ebene der Werbewirksamkeit kann man von 
einem Erfolg sprechen. Die populären Ideen fanden in 
den Medien großen Widerhall. Die PO bewahrte ihren 
Ruf als ungebrochener Kämpfer für die Einstellung der 
Parteienfinanzierung aus Haushaltsmitteln, wozu u. a. 
die Reden des Fraktionsvorsitzenden Chlebowski und 
des Ministerpräsidenten im Juli 2008 und Februar 2009, 
in denen sie ihre Projekte dem Sejm vorgestellt hatten, 
beigetragen hatten. Paradoxerweise wurde auch der Ent-
wurf der Linken recht anstandslos von den Medien ange-
nommen, allerdings wurden die Arbeiten daran, wenn 
auch nicht vollständig, aber immerhin, als Erfolg der 
PO dargestellt.

Fazit
Das seit dem Jahr 2001 bestehende System der Partei-
enfinanzierung aus dem Staatsbudget erfüllt die Funk-
tion, die seine Initiatoren intendiert hatten – vor allem 
schließt es korruptionsfördernde Situationen bei der Mit-
teleinwerbung durch die Parteien aus, indem es die häu-
fig unklaren Kontakte mit der Geschäftswelt, die zum 
Beispiel in den 1990er Jahren oft die Finanzierung von 
Wahlkampagnen mit unkontrollierten »Koffergeldern« 
ermöglichten, unterbindet. Darüber hinaus ordnete es 
das Parteiensystem, gab ihm einen zivilisierten Rahmen 

und garantierte damit auch die Stabilisierung des politi-
schen Systems in Polen. Natürlich lassen sich auch Kri-
tikpunkte aufzählen: die Polarisierung auf der politi-
schen Bühne führte zu unverhältnismäßig großen Sub-
ventionssummen für die Parteien; zu viele dieser Gel-
der werden für Medienkampagnen ausgegeben. Parteien, 
die keine Mittel aus dem öffentlichen Haushalt erhalten 
(d. h. die, die bei den Parlamentswahlen unter 3 % Wäh-
lerstimmen erhielten), werden marginalisiert und vege-
tieren vor sich hin. Wichtig zu nennen ist außerdem, dass 
die mangelhafte Prozedur der Berichterstattung der Par-
teien über die Verwendung der Summen aus der Staats-
kasse pathologische Verhältnisse ermöglicht. 

Die plötzliche Einstellung der Parteienfinanzierung 
über Subventionen und Zuwendungen aus dem öffent-
lichen Haushalt unter Garantie einer anderen gerin-
gen staatlichen Finanzierung bzw. das schlichte Fehlen 
von aufgezeigten Möglichkeiten anderweitiger Finan-
zierungsquellen kann negative Folgen nach sich ziehen 
und die Gefahr der Korruption und die Ungleichheit auf 
der politischen Bühne vergrößern. Daher war es notwen-
dig, die Subventionen und Zuwendungen aufrechtzuer-
halten, jedoch bei gleichzeitiger Durchführung tiefgrei-
fender Veränderungen des Systems. Diese sollten u. a. 
auf der Reduzierung der Mittel, die die Parteien erhal-
ten, beruhen, auf der Beschränkung der Ausgaben für 
Medienkampagnen und auf der Erhöhung der Ausgaben 
für Expertisen. Diese Grundsätze und Forderungen fin-
den sich im von der Linken initiierten Gesetz, das vom 
Sejm verabschiedet worden ist. Infolge des hohen Tem-
pos bei der Verabschiedung des Gesetzes gelang es aller-
dings nicht, das Projekt vollständig auszuarbeiten. Es 
fehlen also wichtige Bestimmungen, die die öffentliche 
Kontrolle über die Parteiausgaben vergrößern würden. 
Wichtig sind auch Änderungen bei der Kontrolle der Par-
teiausgaben durch staatliche Institutionen, u. a. müsste 
die Rolle der Staatlichen Wahlkommission ausgeweitet 
und eine rigorosere Berichtspflicht eingeführt werden.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor
Jarosław Zbieranek, Jurist und Politologe, ist Leiter des Programms Bürger und Recht im Institut für Öffentliche Ange-
legenheiten (Instytut Spraw Publicznych – ISP), Warschau. Seine Spezialgebiete sind das Wahlrecht und die Finan-
zierung der Politik. Er ist Autor und Herausgeber zahlreicher Publikationen, u. a. des im Dezember 2008 erschiene-
nen Berichts: Subwencje z budżetu dla partii politycznych. Jawność i kontrola [Haushaltssubventionen für politische 
Parteien. Transparenz und Kontrolle].
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Tabellen und Grafiken

Grafik 1: Die Höhe staatlicher Subventionen an politische Parteien (2008, in PLN)
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Platforma Obywatelska (PO) 37 966 470,31 PLN

Prawo i Sprawiedliwość (PiS) 35 508 066,85 PLN

Polskie Stronnictwo Ludowe (PSL) 14 201 375,95 PLN

Sojusz Lewicy Demokratycznej (SLD)* 13 515 020,02 PLN

Socjaldemokracja Polska (SdPL)* 3 329 787,54 PLN

Partia Demokratyczna - demokraci.pl (PD)* 2 252 503,34 PLN

Unia Pracy (UP)* 489 674,64 PLN

insgesamt 107 262 898,65 PLN

* Die Höhe der Subventionen ergibt sich aus der Aufteilung der Gesamtsumme für das Wahlbündnis Lewica i Demokraci [Linke und 
Demokraten] auf seine Koalitionspartner SLD + SdPL+PD+UP gemäß Koalitionsvereinbarung (SLD: 69 %, SdPL: 17 %, PD: 11,5 %, 
UP: 2,5 %).

Platforma Obywatelska (PO) – Bürgerplattform		  Prawo i Sprawiedliwość (PiS) – Recht und Gerechtigkeit
Polskie Stronnictwo Ludowe (PSL) – Polnische Bauernpartei	 Sojusz Lewicy Demokratycznej (SLD) – Demokratische Linksallianz
Socjaldemokracja Polska (SdPL) – Polnische Sozialdemokratie	 Partia Demokratyczna - demokraci.pl (PD)– Demokratische Partei
Unia Pracy (UP) – Arbeitsunion

Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission],  
http://www.pkw.gov.pl/pkw2/index.jsp?place=Lead07&news_cat_id=28&news_id=38849&layout=1&page=text  
(abgerufen am 12.06. 2009).

Staatliche Subventionen an politische Parteien

http://www.pkw.gov.pl/pkw2/index.jsp?place=Lead07&news_cat_id=28&news_id=38849&layout=1&page=text
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Grafik 2: Sollten die Parteien aus dem Staatshaushalt finanziert werden? (2008, %)
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Quelle: CBOS, BS/59/2008: Finansowanie partii politycznych [Die Finanzierung politischer Parteien], Warszawa 04/2008, www.cbos.pl

Grafik 3: Wie sollten Parteien finanziert werden? (1992, 2000 und 2008, %)

Quelle: CBOS, BS/164/2000: Finansowanie partii politycznych [Die Finanzierung politischer Parteien], Warszawa 04/2008, www.cbos.pl
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Grafik 5: Wie sollten die Parteien finanziert werden? (2008, %)
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Quelle: CBOS, BS/59/2008: Finansowanie partii politycznych [Die Finanzierung politischer Parteien], Warszawa 04/2008, www.cbos.pl

Grafik 4: Wie bewerten Sie den „1 %“-Mechanismus als Vorschlag zur Parteienfinanzierung?* 
(2008, %)

* Bei der jährlich fälligen Einkommensteuer kann jeder Bürger 1 % für eine Partei seiner Wahl abführen.
Quelle: CBOS, BS/59/2008: Finansowanie partii politycznych [Die Finanzierung politischer Parteien], Warszawa 04/2008, www.cbos.pl
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Chronik

Vom 02. bis zum 15. Juni 2009
02.06.2009 Die Regierung verabschiedet ein auf zwei Jahre befristetes Gesetzespaket zur Sicherung von Arbeitsplätzen. Es 

sieht die Flexibilisierung der Arbeitszeit in Abhängigkeit von der Auftragslage, staatliche Lohnzufinanzierungen für 
Firmen, deren Aufträge um mindestens 30 % eingebrochen sind, und die Beschränkung der Möglichkeit, befristete 
Verträge abzuschließen, vor.

02.06.2009 Nach einem Gespräch mit Schatzminister Aleksander Grad in Brüssel kündigt die EU-Kommissarin für Wettbewerb, 
Neelie Kroes, an, dass der von Polen vorgelegte Plan zur Restrukturierung der Danziger Werft akzeptiert werde. 

04.06.2009 Aus Anlass des 20. Jahrestages der halbfreien Wahlen am 4. Juni 1989 findet auf dem Wawel in Krakau die von 
der Regierung ausgerichtete Feier statt, an der neben Ministerpräsident Donald Tusk und weiteren Regierungsver-
tretern der ehemalige Staatspräsident Lech Wałęsa, der ehemalige Staatspräsident der polnischen Exilregierung in 
London, Ryszard Kaczorowski, der ehemalige Staatspräsident Aleksander Kwaśniewski, Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, die ukrainische Ministerpräsidentin Julia Timoschenko und der ehemalige tschechoslowakische und tsche-
chische Staatspräsident Václav Havel teilnehmen. Bundeskanzlerin Merkel hebt in ihrer Ansprache hervor, dass die 
Deutschen den Freunden in Polen, Ungarn und der ehemaligen Tschechoslowakei zu großem Dank verpflichtet 
seien, da sie dazu beigetragen hätten, die deutsche Teilung zu überwinden. Der 4. Juni sei nicht nur für Polen ein 
Festtag, sondern für ganz Europa.

04.06.2009 Staatspräsident Lech Kaczyński nimmt in Danzig am Denkmal der gefallenen Werftarbeiter an der von der Unab-
hängigen Selbstverwalteten Gewerkschaft (Niezależny Samorządny Związek – NSZZ) »Solidarność« organisierten 
Feier zum 20. Jahrestag der halbfreien Wahlen am 4. Juni 1989 teil.

05.06.2009 Auf einer Konferenz der Polnischen Nationalbank (Narodowy Bank Polski – NBP) aus Anlass des 20jährigen 
Bestehens der Demokratie in Polen äußert sich der Präsident der Europäischen Zentralbank (EZB), Jean-Claude 
Trichet, positiv über die polnische Wirtschaft. Die Tatsache, dass der Einfluss der globalen Finanzkrise in Polen 
geringer ist als in vergleichbaren Ländern der Region, sei darauf zurückzuführen, dass die polnische Wirtschaft 
ausgeglichener als die anderer Länder sei. Darüber hinaus hätten sich die Wirtschaftsreformen der letzten Jahre 
bemerkbar gemacht.

06.06.2009 Auf dem Piłsudski-Platz in Warschau finden die Hauptfeierlichkeiten anlässlich der ersten Pilgerreise des polnischen 
Papstes Johannes Paul II nach Polen vom 2.–10. Juni 1979 statt, an denen Pilger aus ganz Polen teilnehmen.

07.06.2009 In Polen findet die Wahl zum Europäischen Parlament statt.

08.06.2009 Die Staatliche Wahlkommission (Państwowa Komisja Wyborcza – PKW) gibt das Ergebnis der Wahl zum Europäi-
schen Parlament am Vortag bekannt. Bei einer Wahlbeteiligung von 24,53 % hat die Bürgerplattform (Platforma 
Obywatelska – PO) 44,4 %, Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) 27,4 %, das Bündnis aus 
Demokratischer Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD) und Arbeitsunion (Unia Pracy – UP) 12,3 % 
und die Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) 7 % der Stimmen erhalten. Damit erhält die 
PO 25 (2004: 15) Sitze im Europäischen Parlament, PiS 15 (2004: 7), SLD 7 (2004: 6) und PSL 3 (2004: 4).

08.06.2009 Außenminister Radosław Sikorski appelliert an den Vorsitzenden von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwość – PiS), Jarosław Kaczyński, PiS in die Europäische Volkspartei (EVP) im Europäischen Parlament 
zurückzuführen, da Polen dann die größte nationale Gruppe in einer Fraktion des Europäischen Parlaments stellen 
würde.

08.06.2009 Auf Einladung des Deutschen Polen-Instituts (Darmstadt) beginnt der ehemalige Staatspräsident Lech Wałęsa einen 
zweitägigen Deutschlandbesuch, in dessen Verlauf er in Darmstadt mit der ehemaligen Bundestagspräsidentin Rita 
Süssmuth ein Podiumsgespräch über die Bedeutung der Solidarität zwanzig Jahre nach dem Umbruch führt; das 
Gespräch wird am 09.06. in Berlin fortgesetzt. Wałęsa wird am 09.06. von Bundespräsident Horst Köhler in Schloss 
Bellevue empfangen und erhält im Rahmen eines Empfangs im Roten Rathaus aus der Hand des Regierenden Bür-
germeisters von Berlin, Klaus Wowereit, die Ernst Reuter-Plakette als Auszeichnung für seinen Freiheitskampf. 

09.06.209 Ministerpräsident Donald Tusk teilt mit, dass Polen Interesse an dem Posten des Kommissars für Unternehmen 
und Industrie in der Europäischen Kommission habe.

09.06.2009 Die Mitglieder von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) und Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments, Adam Bielan und Michał Kaminski, verfolgen die Idee, eine weitere konservative Fraktion im Europäi-
schen Parlament zu gründen. Gesprächspartner sind derzeit die britische Konservative Partei und die tschechische 
Demokratische Bürgerpartei (ODS). Um eine neue Fraktion zu bilden, bedarf es Abgeordneter von sieben EU-
Staaten. Bisher gehörte PiS der Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP) an.
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10.06.2009 Das Innenministerium erinnert daran, dass in Polen ab dem 29.06. 2009 biometrische Pässe eingeführt werden. 
Grundlage ist eine EU-Bestimmung vom Dezember 2004.

11.06.2009 Auf einem Treffen der Verteidigungsminister der Europäischen Union in Brüssel teilt Verteidigungsminister Bogdan 
Klich mit, dass Polen sein 2.000 Soldaten umfassendes Kontingent in Afghanistan nach der letzten Aufstockung vor 
zwei Monaten nicht erweitern werde, da dies die Situation in der von Polen kontrollierten Provinz Ghazni derzeit 
nicht erfordere. Es stünden aber 200 Soldaten in Reserve, die jederzeit einsatzfähig seien. Thema des Treffens ist 
u. a. die Sicherheitslage in Afghanistan, wo im August Wahlen durchgeführt werden.

12.06.2009 Auf dem NATO-Verteidigungsministertreffen in Brüssel wird entschieden, dass in Bromberg, wo bereits ein 
Schulungszentrum der NATO angesiedelt ist, voraussichtlich ab 2011 die Leitung eines Verbindungsbataillons der 
NATO mit ca. 200 Offizieren stationiert wird. Um die Stationierung hatte sich auch die Türkei beworben.

12.06.2009 Verteidigungsminister Bogdan Klich versichert, er gehe davon aus, dass die US-amerikanischen Patriot-Raketen, die 
im Zusammenhang mit dem amerikanischen Raketenabwehrschild in Polen stationiert werden sollen, für Kampfein-
sätze ausgerüstet sein werden. Er reagiert damit auf Gerüchte, dass die Raketen unbewaffnet zu Schulungszwecken 
in Polen stationiert werden sollen.

14.06.2009 Nach dem Verzicht des Stadtpräsidenten von Breslau, Rafał Dutkiewicz, auf den Vorsitz im Programmrat der 
Bürgerbewegung Polska XXI sowie auf eine Kandidatur für das Amt des Staatspräsidenten wird Jarosław Sellin 
neuer Vorsitzender. Polska XXI versteht sich als lokale Alternative zur Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – 
PO) und zu Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) und tritt in den Selbstverwaltungwahlen im 
kommenden Jahr an.

15.06.2009 Der Abgeordnete der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD) und ehemalige Innen-
minister Ryszard Kalisz äußert in einem Radiointerview im Zusammenhang mit der Bewertung der Wahlergeb-
nisse der SLD zum Europaparlament Zweifel an den Führungskompetenzen des Parteivorsitzenden Grzegorz 
Napieralski, dem es u. a. an der Fähigkeit fehle, mit der Öffentlichkeit zu kommunizieren. Die Linke brauche  
einen charismatischen Vorsitzenden.
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trag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen. Das DPI hat satzungsgemäß die Aufgabe, durch 
seine Arbeit zur Vertiefung der gegenseitigen Kenntnisse des kulturellen, geistigen und gesellschaftlichen Lebens von 
Polen und Deutschen beizutragen.
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich 
und kulturell im deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Mul-
tiplikatoren in Politik, Kultur, Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stärker ausgeprägt als 
bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, Forschung und Bildung.
Derzeit bemüht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deut-
schen Hochschulen und Forschungsinstituten verstärkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher 
Polen-Forschung Ort wissenschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum 
zu werden. Ausgangspunkt der Neuausrichtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Rückbaus der Res-
sourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in den unterschiedlichen Disziplinen. Mit der über 55.000 Bände 
zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen mit einer einzigartigen Sammlung polnischer Literatur in der 
Originalsprache und in deutscher Übersetzung ist das DPI bereits ein geschätzter Ort der Recherche und des wissen-
schaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen kulturellen und gesellschaft-
lichen Entwicklungen der Länder Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Die Forschungsstelle 
besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus den ehe-
maligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, 
die das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit 
von 1976 bis zum Umbruch umfasst. Neben ausführlicher individueller Forschung zu Dissens und Gesellschaft im 
Sozialismus, leitet die Forschungsstelle seit Januar 2007 ein gemeinsames Projekt mit einem Verbund von internatio-
nalen Forschungsinstituten zum Thema »Das andere Osteuropa – die 1960er bis 1980er Jahre, Dissens in Politik und 
Gesellschaft, Alternativen in der Kultur. Beiträge zu einer vergleichenden Zeitgeschichte«, welches von der Volkswa-
genStiftung finanziert wird.
Im Bereich der post-sozialistischen Gesellschaften sind in den letzten Jahren umfangreiche Forschungsprojekte durch-
geführt worden, deren Schwerpunkte auf politischen Entscheidungsprozessen, Wirtschaftskultur und der EU-Oster-
weiterung lagen. Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. 
Dazu gehören unter anderem regelmäßige E-Mail-Informationsdienste mit fast 15.000 Abonnenten in Politik, Wirt-
schaft und den Medien.
Mit ihrer in Deutschland einzigartigen Sammlung von Publikationen zu Osteuropa ist die Forschungsstelle eine 
Anlaufstelle sowohl für Wissenschaftler als auch für die interessierte Öffentlichkeit. In der Bibliothek sind derzeit 
neben anderen breit angelegten Beständen allein aus Polen ca. 300 laufende Periodika zugänglich. Die Bestände wer-
den in Datenbanken systematisch erfasst. (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)


